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Der Kommentar
Alexander Gunkel, Berlin

Drei Projekte – drei Gesetze?
Gleich drei große rentenpolitische Geset-
zesvorhaben will das Bundesarbeitsmi-
nisterium in den nächsten Monaten auf 
den Weg bringen: die geplante Grund-
rente, die Altersvorsorgepflicht für 
Selbstständige und die säulenübergrei-
fende Altersvorsorgeinformation. Eins 
haben die drei Vorhaben gemeinsam: 
Über sie wird bereits seit vielen Jahren 
diskutiert, ohne dass es bislang zu einer 
Umsetzung gekommen ist. Umso ambi-
tionierter erscheint es daher, wenn das 
Bundesarbeitsministerium nun gleich zu 
allen drei Projekten in Kürze gesetzesrei-
fe Lösungen liefern will.

Am Weitesten gediehen sind bislang 
die Pläne zur Grundrente für ehemals 
Beschäftigte mit mindestens 35 Beitrags-
jahren. Denn hierzu hat das Bundes-
arbeitsministerium bereits im Frühjahr 
einen Referentenentwurf vorgelegt. Die-
ser Entwurf wurde dann aber vom Kanz-
leramt gestoppt, weil die Gesetzespläne 
sehr offensichtlich nicht mit dem Koali-
tionsvertrag vereinbar waren: Zum einen 
sollte die Grundrente nach dem Ent-
wurf – anders als im Koalitionsvertrag 
vereinbart – ohne eine Bedürftigkeits-
prüfung gewährt werden. Zum anderen 
hatte die geplante Höhe der Grundrente 
nichts mit dem zu tun, was im Koali-
tionsvertrag vereinbart war: Statt eines 
Aufschlags von 10% auf das Niveau der 
Grundsicherung, was weniger als 100 € 
wären, sollte der Grundrentenzuschlag 
bis zu rund 450 € betragen.

Natürlich ist ein Vorhaben nicht schon 
deshalb verkehrt, weil es nicht im Koa-
litionsvertrag vereinbart ist. Aber gegen 
die Grundrenten-Pläne des Bundesar-
beitsministeriums sprechen auch viele 
konzeptionelle Gründe: Insbesondere 
käme es künftig zu einer drastisch unter-
schiedlichen Bewertung von Beitrags-
leistungen: Ein Rentner ohne Grundren-
tenanspruch könnte künftig trotz gleich 
hoher Beitragsleistung nur die Hälfte der 
Rente erhalten, die ein Grundrentenbe-
zieher bekommt. Ebenso befremdlich: 
Grundrentenbezieher könnten für deut-
lich weniger gezahlte Beiträge dennoch 
eine deutlich höhere Rente als andere 
Rentner erhalten. Mit einer derart unter-
schiedlichen Bewertung von gezahlten 
Beiträgen würde ein zentraler Grund-
satz unseres Rentensystems – dass sich 
die gezahlte Rente nach der Höhe der 
gezahlten Beiträge richtet – verletzt. Und 
das ist sehr viel gravierender als „nur“ 
die Verletzung eines Prinzips: Wenn die 

Die geplante Altersvorsorgepflicht für 
Selbstständige ist daher auch ein sehr 
viel sinnvolleres Vorhaben. Zum einen 
haben Selbstständige nachweislich ein 
überdurchschnittlich hohes Alters-
armutsrisiko. Zum anderen kann mit 
einer Altersvorsorgeplicht Altersarmut 
bereits präventiv entgegengewirkt wer-
den, und nicht erst im Rentenalter. Inso-
fern ist es bedauerlich, dass die von 
den Koalitionsparteien vereinbarte, von 
beiden Sozialpartnern und vielen ande-
ren befürwortete obligatorische Alters-
vorsorge Selbstständiger nicht längst 
beschlossen ist. Obwohl alle Erfahrung 
zeigt, dass große Reformprojekte mög-
lichst zu Beginn einer Legislaturperiode 
Aussicht auf Erfolg haben, gibt es auch 
zur Halbzeit noch keinen Vorschlag, wie 
das Vorhaben umgesetzt werden soll. 
Insofern wäre es eine positive Überra-
schung, wenn das Bundesarbeitsminis-
terium hier nun doch bald einen Gesetz-
entwurf vorlegen würde. Dabei wird 
darauf zu achten sein, dass darin die 
im Koalitionsvertrag vereinbarte Option, 
die Altersvorsorgepflicht durch private, 
kapitalgedeckte Altersvorsorge zu erfül-
len, auch tatsächlich gewährleistet wird.

Das dritte geplante Reformprojekt, die 
säulenübergreifende Altersvorsorgeinfor-
mation, ist für den Bereich der betrieb-
lichen Altersversorgung das wichtigste. 
Die Diskussion der vergangenen Jahre 
und der im Auftrag des Bundesarbeits-
ministeriums erarbeitete, im Frühjahr 
vorgelegte Forschungsbericht haben eins 
deutlich gemacht: Angesichts zehntau-
sender Vorsorgeeinrichtungen mit teil-
weise sehr unterschiedlicher Ausgestal-
tung der Leistungen wird sich eine all-
umfassende Altersvorsorgeinformation 
kurzfristig nicht erreichen lassen. Aber 
es ist möglich, mittelfristig zumindest 
wesentliche Teile der Altersvorsorgeland-
schaft in einer säulenübergreifenden 
Altersvorsorgeinformation zu erfassen 
und dann weitere Vorsorgeeinrichtun-
gen schrittweise einzubeziehen. Ein sol-
ches pragmatisches Vorgehen, bei dem 
Kosten und Nutzen in einem gesunden 
Verhältnis bleiben, sollte nun auch bei 
der gesetzlichen Umsetzung beherzigt 
werden. 

Alexander Gunkel
Mitglied der Hauptgeschäftsführung der 

Bundesvereinigung der Deutschen  
Arbeitgeberverbände, BDA

Rente nicht mehr von der erbrachten 
Vorleistung abhängt, verliert die Ren-
tenversicherung an Akzeptanz und wird 
auch nicht mehr im gleichen Maße als 
gerecht empfunden werden. 

Auch nicht überzeugend ist das, was vom 
Bundesarbeitsministerium zur Finanzie-
rung der milliardenteuren Grundrente 
vorgesehen ist: Zum einen werden Ein-
nahmen aus der Finanztransaktionssteu-
er und einer höheren Mehrwertsteuer für 
Hotelleistungen einkalkuliert, obwohl es 
bei beiden Steuern an einer gesetzlichen 
Basis fehlt wie auch an einem Konsens, 
dass sie eingeführt werden sollen. Zum 
anderen werden – in Fortsetzung der 
schlechten Tradition der „Verschiebe-
bahnhofpolitik“ – Mehreinnahmen aus 
der Kranken- und Arbeitslosenversiche-
rung eingeplant, die ebenfalls weder 
gesetzlich beschlossen noch innerhalb 
der Koalition konsentiert sind. Eine 
seriöse Finanzierung sieht anders aus. 
Zudem stellt sich die Frage, was die 
geplante Grundrente zur Erreichung des 
angestrebten Ziels, der Vermeidung von 
Altersarmut, überhaupt beitragen soll: 
Schließlich weist der Alterssicherungs-
bericht der Bundesregierung aus, dass 
ehemalige Beschäftigte, die 35 Jahre lang 
gearbeitet haben, nur zu 1% und damit 
deutlich unterdurchschnittlich häufig 
auf Grundsicherung im Alter angewie-
sen sind. Wer mit rentenrechtlichen 
Maßnahmen wirklich dazu beitragen 
will, dass Altersarmut in Deutschland 
weiter die Ausnahme bleibt, der sollte 
doch wohl eher an Gruppen denken, 
die ein überdurchschnittliches Risiko 
haben, im Alter auf Grundsicherung 
angewiesen zu sein.




